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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. November 1960 

4 — 37207 — 4251/60 IX 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Eignungsübungsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 224. Sitzung am 28. Oktober 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates ist in der Amlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bacl Godesberg, Goetheslraße .54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Eignungsübungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Das Gesetz über den Einfluß von Eignungs- 
übungen der Streitkräfte auf Vertragsverhältnisse 
der Arbeitnehmer und Handelsvertreter sowie auf 
Beamtenverhältnisse (Eignungsübungsgesetz) vom 
20. Januar 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 13) in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung des Eignungs- 
übungsgesetzes vom 20. Januar 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 25) wird wie folgt geändert: 

In § 11 Abs. 1 werden die Worte „31. März 1961" 
gestrichen und durch die Worte „30. April 1966" 
ersetzt. 


§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Das Eignungsübungsgesetz regelt den Einfluß von 
Eignungsübungen auf die Arbeits- und Beamtenver- 
hältnisse von Bewerbern für die Bundeswehr. Es 
stellt sicher, daß die Bewerber durch ihre Abwesen- 
heit vom Arbeitsplatz wegen der Ableistung einer 
Eignungsübung in beruflicher Hinsicht keine Nach- 
teile haben und gegebenenfalls nach der Eignungs- 
übung ohne Schwierigkeiten auf den früheren Ar- 
beitsplatz zurückkehren können. Das Arbeitsver- 
hältnis wird für die Zeit der Eignungsübung nicht 
aufgelöst. Darüber hinaus wird ein besonderer Kün- 
digungsschutz gewährt. 

Zweck der Eignungsübung ist es, der Bundeswehr 
die Möglichkeit zur Prüfung der Eignung und Be- 
fähigung der Bewerber zu geben. Andererseits 
sollen sich diese während der Übung darüber klar- 
werden können, ob sie sich zum Dienst auf Zeit 
oder auf Lebenszeit in der Bundeswehr verpflichten 
wollen. 

Die Geltungsdauer des Eignungsübungsgesetzes 
war zunächst auf drei Jahre befristet. Sie wurde 
durch das Änderungsgesetz vom 20. Januar 1959 für 
weitere zwei Jahre — bis zum 31. März 1961 — ver- 
längert. Dabei ist man davon ausgegangen, daß der 
Aufbau der Bundeswehr bis zu dem genannten Ter- 
min abgeschlossen sein würde. Daher wurde ange- 
nommen, daß von diesem Zeitpunkt ab bei etwaigen 


Einstellungen von ehemaligen Soldaten der frühe- 
ren Wehrmacht als Offiziere und Unteroffiziere und 
von ungedienten Bewerbern, die sich die für einen 
höheren Dienstgrad erforderliche militärische Eig- 
nung durch Lebens- und Berufserfahrung erworben 
haben, auf die Schutzvorschriften des Eignungs- 
übungsgesetzes verzichtet werden könne. Ein sol- 
cher Verzicht ist jedoch nunmehr im Hinblick auf 
den noch bestehenden personellen Bedarf auf 
Grund der derzeitigen Planungen nicht möglich. Es 
ist vielmehr auch in den nächsten Jahren not- 
wendig, Bewerber nach den Vorschriften des § 60 
Abs. 1 des Soldatengesetzes vor ihrer Ernennung 
zum Berufssoldaten oder zum Soldaten auf Zeit zu 
einer Eignungsübung einzuberufen. 

Diese Notwendigkeit ergibt sich aus folgendem: 

Erforderliche Änderungen der Planungen und der 
Organisation haben Änderungen im Aufstellungs- 
rhythmus der Bundeswehr zur Folge gehabt. Die 
Aufstellung der der NATO unterstellten oder zu 
unterstellenden Verbände ist zwar, insbesondere 
beim Heer, fortgeschritten, diesen Verbänden fehlt 
zur Zeit aber noch Personal mit Spezialkenntnissen, 
Benötigt werden insbesondere Offiziere für be- 
stimmte Laufbahnen (z. B. Sanitätsoffiziere, Offi- 
ziere für den Militärgeographischen Dienst) sowie 
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Soldaten aller Dienstgrade mit technischer und 
naturwissenschaftlicher Vorbildung. t 

Ein Bedarf an technischen Fachkräften besteht auch ! 
bei der territorialen Organisation, insbesondere 
deren Versorgungs- und Nachschubeinlieiten. Es ist j 
beabsichtigt, einen Teil dieses Bedarfs durch Ver- ! 
Setzung geeigneter älterer Soldaten aus den Kampf- 
verbänden zu decken. Dies ist aber erst dann mög- 
lich, wenn für die jetzt von diesen Soldaten in den 
Kampfverbänden wahrgenommenen Dienstposten in 
ausreichender Zahl jüngerer Ersatz vorhanden ist. 
Um geeignete Bewerber dieser Art in den nächsten 
Jahren für die Bundeswehr zu gewinnen, sieht die 
Verordnung zur Änderung der Soldatenlaufbahn- 
verordnung vom 30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 620) eine Reihe von Übergangsregelungen vor, 
nach denen Bewerber mit bestimmten fachlichen 
Vorbildungen bis zum 31. Dezember 1965 unter be- 
vorzugten Bedingungen eingestellt werden können. 
Dies betrifft vor allem ungediente Bewerber, die 
sich die für einen höheren Dienstgrad erforder- 
liche Eignung durch Lebens- und Berufserfahrung 
erworben haben. Diese Fachkräfte werden sich 
meist in einem festen Arbeitsverhältnis und meist 
in guter Position befinden. Sie werden daher nur 
zu gewinnen sein, wenn ihnen während ihrer 
Probezeit der Schutz des Eignungsübungsgesetzes 
zugesichert ist. Darüber hinaus bewerben sich auch 
heute noch laufend ehemalige Soldaten mit speziel- 
len Kenntnissen, die bisher noch keine Einstellung 
in die Bundeswehr angestrebt haben, an denen aber 
die Bundeswehr ein besonderes Interesse hat. Eine 
zeitgerechte Einstellung dieser Bewerber innerhalb | 
der jetzigen Geltungsdauer des Eignungsübungs- j 
gesetzes ist nicht möglich, Wehrübungen sind für ! 
die Feststellung der Eignung eines Bewerbers als j 
Berufssoldat oder Soldat auf Zeit zu kurz und über- j 
dies ihrem Zweck nach nicht geeignet. i 


Nach den derzeitigen organisatorischen Planungen 
erscheint eine Verlängerung des Eignungsübungs- 
gesetzes bis zum 30. April 1966 ausreichend. Die- 
ser Zeitpunkt ist in Anlehnung an die Verordnung 
zur Änderung der Soldatenlaufbahnverordnung und 
die darin festgelegte Verlängerung der oben er- 
wähnten Übergangsregelung bis 31. Dezember 1965 
gewählt worden. 

Im übrigen wird auf das Dritte Gesetz zur Ände- 
rung des Soldatengesetzes vom 28. März 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 206) und auf das Gesetz zur 
Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes und 
des Bundesbesoldungsgesetzes vom 28. März 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 207) hingewiesen. Bei der Be- 
schlußfassung über die Änderung des § 71 des Sol- 
datengesetzes und der §§ 45 und 46 des Bundes- 
besoldungsgesetzes ist der Gesetzgeber davon 
ausgegangen, daß der Aufbau der Bundeswehr 
nicht vor Ablauf der nächsten fünf Jahre abge- 
schlossen sein wird. 

Das Gesetzgebungsrecht des Bundes folgt aus 
Artikel 73 Nr. 1 GG in der Fassung des Gesetzes 
zur Ergänzung des Grundgesetzes vom 26. März 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 45). 

* 


Durch die Verlängerung des Gesetzes wird eine 
finanzielle Mehrbelastung im Rechnungsjahr 1960 
nicht eintreten. Im Einzelplan 14 sind für das Rech- 
nungsjahr 1960 in Kap. 14 23 Tit. 113 für Leistungen 
des Bundes nach Maßgabe des Eignungsübungs- 
gesetzes 200 000 DM als geschätzter Betrag ver- 
anschlagt. Es ist anzunehmen, daß diese Belastung 
sich in den nächsten Jahren nicht verändern wird. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 28. Oktober 1960 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 26. September 1960 — 4 - 37203 - 
4251/60 III — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner 224. Sitzung am 28. Oktober 1960 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Eignungsübungsgesetzes 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:". 


Begründung 

Da das Eignungsübungsgesetz und das erste Änderungsgesetz 
nach Auffassung des Bundesrates seiner Zustimmung bedurften 
[vgl. BR-Drucks. Nr. 177/55 (Beschluß) *) und Drucksache 270/58 
(Beschluß) **)], bedarf auch das im Entwurf vorliegende Gesetz 
der Zustimmung des Bundesrates, da es das Eignungsübungs- 
gesetz förmlich ändert. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Dr. Röder 


*) Drucksache 1591 der 2. Wahlperiode Anlage 2 

**) Drucksache 705 der 3. Wahlperiode Anlage 2 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu dem Änderungsvor- j 
schlag des Bundesrates wie folgt Stellung: j 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für zu- 
stimmungsbedürftig. 

Begründung 

Die Bundesregierung hat schon während der Be- 
ratungen des Eignungsübungsgesetzes und des Ge- 
setzes zur Änderung des Eignungsübungsgesetzes 
die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes und 
des Änderungsgesetzes verneint. Entgegen der 
vom Bundesrat vertretenen Auffassung sind das 
Eignungsübungsgesetz und das Gesetz zur Ände- 


rung des Eignungsübungsgesetzes auch nicht als 
Zustimmungsgesetze verkündet worden. Der Ein- 
wand des Bundesrates (vgl. BR-Drucksache 177/55 
— Beschluß — BT- Drucksache 1591 der 2. Wahl- 
periode) hat sich während der Geltungsdauer des 
Gesetzes als unbegründet erwiesen. Die nach § 6 
Abs. 2 und § 7 Abs. 3 des Gesetzes erlassene Ver- 
ordnung zum Eignungsübungsgesetz vom 15. Fe- 
bruar 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 71) in der Fassung 
vom 10. Februar 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 34) ist 
ohne Bestimmungen über das Verwaltungs verfah- 
ren von Landesbehörden vollzogen worden. Auch 
für die Zukunft sind derartige Verfahrensvorschrif- 
ten weder vorgesehen noch notwendig. 
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